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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


N 


Noe. 2011) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 13. April 1839., durch welche des Königs 
ae, men, en, Majeſtät der Stadt Cremmen im Regierungsbezirke Potsdam die revi⸗ 
He a dirte Städteordnung vom 17. März 1831. zu verleihen geruht haben. 


Auf Ihren Bericht vom 13. v. M. habe Ich der Stadt Cremmen im Oſt⸗ 
Havellaͤndiſchen Kreiſe des Regierungsbezirks Potsdam, dem von den Stadt⸗ 
Behörden ausgeſprochenen Wunſche gemäß, die revidirte Staͤdteordnung vom 
17. Maͤrz 1831. verliehen. Der zehnte Titel dieſes Geſetzes bleibt jedoch außer 
Anwendung, da die betheiligten Privatdominien auf Wiederherſtellung der fruͤ⸗ 
hern Verwaltungsrechte Verzicht geleiſtet haben, und Ich Sie, den Staatsmi⸗ 
niſter v. Ladenberg, zu gleicher Verzichtleiſtung Namens des Domainen⸗Fiskus 
hierdurch autoriſire. Die dem Fiskus und den Dominien auch nach Einführung 
der Staͤdteordnung in der Stadt verbliebenen nutzbaren und Ehrenrechte wer⸗ 
den denſelben auch fernerhin vorbehalten. Sie, der Staatsminiſter v. Rochow, 
haben wegen der Einfuͤhrung des Geſetzes das Noͤthige anzuordnen und gegen⸗ 
waͤrtige Order durch die Geſetzſammlung bekannt machen zu laſſen. 
Berlin, den 13. April 1839. 8 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter v. Rochow und v. Ladenberg. 


(No. 20112012.) Jahrgang 1839. Bb (Jo. 2012.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 27. Mai 1839.) 


— 16 — 


(No. 2012.) Geſetz wegen Aufhebung einiger im Jurisdictionsbezirke des Stadtgerichts zu 
Breslau geltenden, beſonderen Rechte. Vom 11. Mai 1839. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen auf den Bericht Unſeres Stagtsminiſteriums und nach erfordertem 
Gutachten Unſeres Staatsraths, mit Beruͤckſichtigung des Antrags der Kommu⸗ 
nalbehoͤrde zu Breslau, was folgt: 
N sm 

Nachſtehende, in dem gegenmärtigen Jurisdiktionsbezirke des Stadtge⸗ 

richts zu Breslau geltende Rechte, . 

das Wenzeslausſche Kirchenrecht vom Jahre 1416. 

das Statut fuͤr die Stadt Breslau vom Jahre 1588, 

die noch zur Anwendung gekommenen Beſtimmungen der Gerichtsord⸗ 

nung vom 18. März 1591., ſowie 

der Wechſelordnung vom 30. Januar 175ʃ., 

mit den darauf ſich beziehenden Obſervanzen und Verfuͤgungen, 
werden mit dem 1. Januar 1840. außer Kraft geſetzt. 

a §. 2. 

An die Stelle dieſer aufgehobenen Rechte treten die Vorſchriften Unſeres 
Allgemeinen Landrechts und Unſerer Allgemeinen Gerichtsordnung, nebſt den die⸗ 
ſelben abaͤndernden, ergaͤnzenden und erlaͤuternden Beſtimmungen. a 

: F. 3. 

In Beziehung auf die vor dem 1. Januar 1840. vorgefallenen Hand⸗ 
lungen und Begebenheiten finden die Grundſaͤtze der F. 8 bis 14. des Publika⸗ 
tionspatents vom 5. Februar 1794., und der § 0. 14 u. f. der Einleitung zum 
Allgemeinen Landrechte unter den folgenden näheren Beſtimmungen Anwendung. 


’ 1 

Alle vor jenem Zeitpunkte errichteten Vertraͤge ſind ſowohl in Anſehung 
ihrer Form und ihres Inhalts, als der daraus entſtehenden rechtlichen Folgen, 
nach den zur Zeit des geſchloſſenen Vertrages guͤltigen Rechten zu beurtheilen, 
wenn auch daraus erſt ſpaͤter auf Erfüllung, Aufhebung oder Leiſtung des Sins 
tereſſe geklagt wird. = 

9. 

Letztwillige Verordnungen, welche vor dem 1. Januar 1840. errichtet find, 
werden in Nückfiht ihrer Form nach den damaligen Rechten beurtheilt, in Ruͤck⸗ 
ſicht ihres Inhalts aber find fie nur inſofern als gültig anzuſehen, als ihnen 
nicht Prohibitivgeſetze zur Zeit des Erbanfalls entgegenſtehen. 


$. 6. 

Die geſetzliche Erbfolge zwiſchen Eltern und Kindern, ſowie andern Fa⸗ 

miliengliedern, richtet ſich in allen bis zum 1. Januar 1840. eintretenden Erb⸗ 

fällen nach den bisherigen Rechten, in allen nachherigen Erbfaͤllen aber nach den 
Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts. a 

97. 
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8. Te 
| Was das rechtliche Verhaͤltniß der Eheleute betrifft, welche ſich vor dem 
1. Januar 1840. verheirathet haben, ſo ſollen 
1) die Rechte und Pflichten derſelben unter Lebendigen, ſowie die Grund⸗ 
ſaͤtze wegen der Vermoͤgens⸗Auseinanderſetzung bei Trennung der Ehe 
durch richterliches Erkenntniß, nach den zur Zeit der Eingehung derſelben 
guͤltigen Vorſchriften beſtimmt werden; doch ſoll es denjenigen Eheleuten, 
deren Ehe ſchon jetzt mit Guͤtergemeinſchaft verbunden iſt, oder die der⸗ 
felben durch ſpaͤtere Vererbung unterworfen werden möchten, bis zum 
1. Januar 1841. freiftehen, dieſelbe durch Vertrag mit Beobachtung der 
Ki. 442 u. f. des Titel 1. Theil II. des Allgemeinen Landrechts vorge⸗ 
ſchriebenen Bedingungen fuͤr die Zukunft auszuſchließen. a 
2) Bei der geſetzlichen Erbfolge ſoll dem uͤberlebenden Ehegatten, er mag 
in ehelicher Guͤtergemeinſchaft gelebt haben oder nicht, die Wahl zuſtehen, 
ob er nach den fruͤhern Rechten oder den Vorſchriften des Allgemeinen 
Landrechts beurtheilt ſeyn wolle. a 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. er 3x 
Gegeben Berlin, den 11. Mai 1839. 


S.) Friedrich Wilhelm. 

v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 
Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


(Ne. 2013.) Verordnung über das Verfahren bei Subhaſtation Pommerſcher Lehnguͤter. 
Ae, Fut gt. Vom 11. Mai 1839. : 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. Ä 


ulm bei dem gerichtlich nothwendigen Verkaufe eines Altvor⸗ oder Hin⸗ 
terpommerſchen Lehnguts das Verfahren beim Aufgebote der Lehnberechtigten zur 
Ausübung ihrer Rechte genauer feſtzuſtellen, und die Grundſaͤtze wegen Belegung 
und Vertheilung des vom Lehnberechtigten zu erlegenden Uebernahmepreiſes mit 
den Vorſchriften der Verordnung vom 4. Maͤrz 1834. über den Subhaſtations⸗ 
Prozeß in Uebereinſtimmung zu bringen, verordnen Wir auf den Antrag Unſeres 
Staatsminiſteriums, nach Anhoͤrung unſerer getreuen Stände der Provinz 
Pommern und nach erfordertem N Unferes Staatsraths, was folgt: 


Tritt bei einem Pommerſchen Lehngute der Fall einer nothwendigen Sub⸗ 
haſtation ein, ſo iſt vor deren Einleitung das Aufgebot der Lehnberechtigten zur 
Ausübung ihrer Rechte zu veranlaſſen. 5: 


Zum Zwecke dieſes Aufgebots ſind die Lehnberechtigten aus den Huldi⸗ 
gungs⸗Regiſtern, Vaſallen⸗Tabellen und Hypothekenbuͤchern zu ermitteln. Das 
(No. 20122013.) Bb 2 bier⸗ 
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hieruͤber aufzunehmende Verzeichniß iſt einem der in der Provinz angeſeſſenen 
Geſchlechtsvettern mitzutheilen, welcher uͤber deſſen Richtigkeit und den Aufent⸗ 
halt der Lehnberechtigten zu vernehmen 5 


Die Lehnberechtigten find hierauf zu einem Termine vorzuladen, um ſich 
über die Ausübung ihrer Rechte zu erklaͤren. — Die Friſt für dieſen Termin, 
ſo wie die Form der Bekanntmachung richtet ſich nach den Beſtimmungen des 
$. 8. der Verordnung vom 4. März 1834. über den Subhaſtations⸗Prozeß und 
der $$. 1. und 2. der Verordnung über die Subhaſtation der Grundſtuͤcke von 
geringerem Werthe vom 2. Dezember ee — 

Mit dem Aufgebote der Lehnberechtigten iſt jederzeit das Aufgebot der 
unbekannten Realpraͤtendenten zu verbinden. — Die ihrem Aufenthalte nach un⸗ 
bekannten Lehnberechtigten, ſo wie die aus dem Hypothekenbuche erſichtlichen, ih⸗ 
rem Aufenthalte nach unbekannten Realpraͤtendenten ſind in die Vorladung na⸗ 
mentlich aufzunehmen. a 


8 $. 5. 

Die auf die Vorladung nicht erſcheinenden Lehnberechtigten gehen des 
Anſpruches auf die Ausuͤbung ihrer Berechtigungen verluſtig, und die ausblei⸗ 
bleibenden Realpraͤtendenten muͤſſen gegen ſich alles gelten laſſen, was von den 
bekannten Realpraͤtendenten mit den A Betheiligten verhandelt wird. 


Wird der Antrag auf Subhaſtation eines Pommerſchen Lehnguts begruͤn⸗ 
det gefunden, ſo iſt gleich bei der Einleitung des Verfahrens die Eintragung 
des Vermerks, daß auf die Subhaſtation des Guts angetragen worden ſey, in 
das Hypothekenbuch zu veranlaſſen. 


SIE ; 

Iſt durch Vereinigung unter den Betheiligten oder durch richterliche Ent⸗ 
ſcheidung der Lehnberechtigte, welcher das Gut zu uͤbernehmen hat, beſtimmt, auch 
der dafuͤr zu erlegende Preis feſtgeſtellt, und ergiebt die vom Richter zu veran⸗ 
laſſende Pruͤfung des Verfahrens, daß die Intereſſenten entweder gehoͤrt oder 
rechtskraͤftig praͤkludirt worden find, fo ſetzt das Gericht von Amtswegen einen 
Termin auf ſechs Wochen zur Belegung und Vertheilung des Uebernahme⸗ 
Preiſes an. Zu dieſem Termine ſind vorzuladen: i 

1. Der zur Uebernahme des Guts für berechtigt erklaͤrte Agnat, 
2. der Extrahent der Subhaſtation, 
3. der Schuldner und 
Ä 4. die eingetragenen Gläubiger, 3 
und zwar der Agnat bei Verluſt der Ausübung feines Rechts, die uͤbrigen In⸗ 
tereſſenten nach Anleitung des $. 16. der Verordnung vom 4. März 1834. über 
den Subhaſtations⸗Prozeß. 8 


Fuͤr dieſen Termin, welcher nur Einmal anderweit auf ſechs Wochen ver⸗ 
legt werden darf, kommen bei der Belegung und Vertheilung des Uebernahme⸗ 
Preiſes die in der angeführten Verordnung vom 4. März 1834. $$. 17. bis 21. 
gegebenen Vorſchriften unter folgenden naͤheren Beſtimmungen zur a 

a) Der 
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a) Der Uebernehmer des Guts vertritt dabei die Stelle des Kaͤufers. 

b) (zu $. 18.) Hat eine Beſchlagnahme der Einkuͤnfte oder eine Sequeſtra⸗ 
tion nicht ſtattgefunden, ſo nehmen die laufenden Zinſen mit dem der 
Gen des Vermerks ($. 6.) zunaͤchſt vorhergegangenen 1. Julius 
ihren Anfang. 

c) Die Koſten der Taxe, des Aufgebots, der Belegung und Vertheilung 
des Uebernahmepreiſes werden vorweg in Abzug gebracht. — Den 
Werthſtempel traͤgt der Uebernehmer des Guts. 

d) (zu $. 19.) Das Gericht, welches das Verfahren leitet, hat nach vor⸗ 
gaͤngiger Prüfung deſſelben ein Atteſt über die Perſon des Uebernehmers 
und uͤber die Hoͤhe des Preiſes auszufertigen. 

Dieſes Atteſt tritt an die Stelle des Adjudikationsbeſcheides, fo 
wie die Ausfertigung der Verhandlungen uͤber die Erlegung und Ver⸗ 
theilung des Uebernahmepreiſes an die Stelle der Verhandlungen uͤber 
die Belegung der Kaufgelder. N 

e) (gu $. 20.) Wird in dem Termine der Uebernahmepreis nach den feſtge⸗ 
ſtellten Bedingungen von dem Agnaten nicht belegt, ſo geht dieſer ſeiner 
Rechte in Beziehung auf den Extrahenten der Subhaſtation und die 
Glaͤubiger verluſtig. 


9. 5 
Dieſe Verordnung ſoll auch auf die bereits anhaͤngigen Faͤlle Anwendung 
finden, wenn das Hypothekenbuch des Lehnguts regulirt iſt, und keine dem 
Aufenthalte nach unbekannte Real⸗Intereſſenten vorhanden ſind, oder wenn das 
in der Prozeßordnung Tit. 51. $. 99. u. f. vorgeſchriebene Aufgebot erfolgt 
iſt, und die dem Aufenthalte nach unbekannten Real⸗Intereſſenten namentlich 
vorgeladen worden ſind. . 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 11. Mai 1839. i 
L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Muͤhler. 
Beglaubigt: 
Duͤesberg. 


(No. 2014.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 20. Mai 1839., betreffend die Konvertirung 
a der Pfandbriefe des Schleſiſchen Kreditſyſtems. 


In Folge Meiner vorlaͤufigen Beſtimmung vom 18. Maͤrz v. J., die Konver⸗ 
tirung der Pfandbriefe des Schleſiſchen Kreditſyſtems betreffend, ertheile Ich 
auf Ihren Bericht vom 9. dieſes Monats den Beſchluͤſſen des im März 
und April d. J. gehaltenen General⸗Landtages der Schleſiſchen Landſchaft uͤber 
die Konvertirung ihrer Pfandbriefe und uͤber die damit zu verbindende Amor⸗ 
tiſation, wie ſie nach den noͤthig befundenen Abaͤnderungen in dem von Ihnen 
Mir vorgelegten Regulativ enthalten ſind, hiermit Meine Genehmigung und will 
demgemaͤß, ſo viel das Konvertirungsgeſchaͤft betrifft, die Landſchaft . 

(No. 20132014.) . mit 


J. 


II. 


III. 
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mit den bereits ausgefertigten Pfandbriefen des dortigen Kreditſyſtems 
entweder nach vorhergegangener Kuͤndigung und Einloͤſung derſelben 
durch Baarzahlung oder im Wege der Vereinigung mit den Inhabern 
ruͤckſichtlich ihrer Kuͤndbarkeit und ihres Zinsfußes eine Veraͤnderung zu 
treffen, dergeſtalt, daß dieſe Pfandbriefe kuͤnftig zwar von der Landſchaft 
dem Inhaber, von dem Inhaber des Pfandbriefes aber der Landſchaft 
nicht gekuͤndigt, auch die bisherigen Zinſen, zu Vier Prozent jaͤhrlich, bei 
den auf 100 Nthlr. oder höher lautenden Pfandbriefen auf Drei und 

Ein halb Prozent, und bei den Pfandbriefen unter 100 Nthlr. auf Drei 

und Ein Drittel Prozent heruntergeſetzt werden duͤrfen. Auf die gekuͤn⸗ 

digten Pfandbriefe hat die Landſchaft am Verfalltage dem Inhaber, mit 
welchem ſie ſich uͤber die Konvertirung nicht vereinigt, den verſchriebenen 

Kapitalbetrag im Nominalwerthe baar zu bezahlen. 

Die konvertirten Pfandbriefe werden mit folgendem Vermerke verſehen: 
Dieſer Pfandbrief trägt 34 (35) Prozent Zinfen und kann von dem 
Inhaber nicht gekuͤndigt werden. 

Bei der Kuͤndigung der Pfandbriefe zur Ausfuͤhrung der Konvertirung 


wird nachſtehendes Verfahren beobachtet: 


* 
1) die Landſchaft hat auf ihre Koſten noch vor den resp. im Juni 
und Dezember reglementsmaͤßig Statt findenden Zinszahlungs⸗ 
Terminen eine oͤffentliche Bekanntmachung zu erlaſſen, durch welche 
fie die Pfandbrief⸗ Inhaber, in Gemaͤßheit der Vorſchrift des 
Reglements Theil III. Kap. 7. F. 18. auffordert, den aufgekuͤndig⸗ 
ten Pfandbrief oder die etwa dafür. ertheilte Zinsrekognition ſofort 
oder doch im Laufe des naͤchſten Zinszahlungstermins, laͤngſtens 
aber binnen 3 Monaten, und ſpaͤteſtens bis zum resp. 1. Oktober 
oder 1. April gegen Depoſitalſchein zur betreffenden Fuͤrſtenthums⸗ 
oder General⸗Landſchaftskaſſe einzuliefern, nach Ablauf von 6 Mo⸗ 
naten aber, und zwar in den Terminen resp. zu Weihnachten oder 
Johannis, die verſchriebene Valuta in Empfang zu nehmen. Die⸗ 
ſer Bekanntmachung wird die Verwarnung hinzugefuͤgt, „daß von 
demjenigen Pfandbrief⸗Inhaber, welcher ſeinen Pfandbrief oder 
ſeine Zinsrekognition nicht in der beſtimmten Zeit und nicht laͤng⸗ 
ſtens resp. bis 1. Oktober oder 1. April bei der Landſchaftskaſſe 
eingeliefert hat, angenommen wird, daß er die ihm geſchehene Auf⸗ 
kuͤndigung ſeines Pfandbriefes zur baaren Zuruͤckzahlung der Va⸗ 
luta ſeinerſeits nicht annehmen, ſondern feinen Pfandbrief mittelſt 
ſtillſchweigender Vereinigung ohne Weiteres der allgemeinen Konz 
vertirung unterwerfen und demgemaͤß von dem beſtimmt geweſenen 
Verfalltage ab nur den herunter geſetzten Zinsſatz von resp. 34 
oder 34 Prozent von feinem Pfandbriefe fortbeziehen wolle.“ Ein 
ſolcher Pfandbrief⸗Inhaber hat alsdann von dem beſtimmten Ver⸗ 
falltage an nur dieſe herunter geſetzten Zinſen zu fordern und muß 
bei der naͤchſten Zinserhebung ſeinen Pfandbrief vorlegen, um ihn 
mit dem angeordneten Vermerke verſehen zu laſſen. Bis zu dieſer 
Einreichung des Pfandbriefs bleibt die Zinszahlung ausgeſetz 
) im 
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2) im Zinszahlungstermine ſelbſt wird dem zur Zinserhebung ſich mel⸗ 
denden Praͤſentanten des aufgekuͤndigten Pfandbriefs die Kuͤndi⸗ 
gung durch eine ſchriftliche Bekanntmachung wiederholt, auch die 
Einlieferung zum Depoſitum der Landſchaft gegen Aushaͤndigung 
einer beſonderen Einziehungsrekognition (ſiehe Nr. 4.) ſofort ver⸗ 
anlaßt. In vorerwaͤhnter Bekanntmachung wird der aufgekuͤndigte 
Pfandbrief nach Gut, Nummer und Betrag genau bezeichnet, die 
Aufforderung zur Empfangnahme der baaren Valuta am Verfall⸗ 
Tage, mit Bemerkung der Folgen des Verſaͤumniſſes der zeitigen 
Empfangnahme (ſiehe Nr. 6.), erneuert, und der Tag, an welchem 
die beſondere Einziehungsrekognition ausgereicht worden, hinzu⸗ 
gefügt. Zum Beweiſe der auf dieſe Weiſe wiederholten Kuͤndi⸗ 
gung genuͤgt eine von den landſchaftlichen Beamten auf den Grund 
ihrer Buͤcher und Akten auszuſtellende Beſcheinigung; 

3) die zu 1. vorgeſchriebene Bekanntmachung wird durch Aushang bei 
ſaͤmmtlichen Schleſiſchen Landſchaftskaſſen und an den Boͤrſen zu 
Breslau und Berlin, durch viermalige Inſertion in den oͤffent⸗ 
lichen Anzeigen der Schleſiſchen Amtsblaͤtter und in den Schleſi⸗ 
ſchen Zeitungen, durch einmalige in einer Berliner Zeitung und 
einmalige in einer auswaͤrtigen Zeitung dergeſtalt veröffentlicht, daß 
von dem Zeitpunkte der letzten 1 bis zum ſpaͤteſten Einlie⸗ 
ferungstermine wenigſtens ein vierwoͤchentlicher Zeitraum offen bleibt; 

4) die zu dem Pfandbriefe etwa ertheilte Zinsrekognition muß mit 
dem Pfandbriefe zugleich eingeliefert werden. Ueber die Einliefe⸗ 
rung des Pfandbriefs, nebſt der dazu gehoͤrigen Zinsrekognition, 
wird dem Praͤſentanten eine Einziehungsrekognition ertheilt, gegen 
deren Aushaͤndigung dem Inhaber zur Verfallzeit der Kapital⸗ 
Betrag, nebſt den alsdann fälligen Zinſen berichtigt wird; 

5) auf einen Pfandbrief kann überall keine Zahlung geleiſtet werden, 
ſo lange die zugehoͤrige Zinsrekognition nicht mit eingereicht, oder, 
wenn dieſelbe abhanden gekommen, nicht mortifizirt worden iſt; 

6) hat der Glaͤubiger den gekuͤndigten Pfandbrief und zwar mit der 

dazu gehoͤrigen Zinsrekognition eingereicht, findet ſich aber zur Em⸗ 
pfangnahme der Valuta zu rechter Zeit nicht ein, ſo iſt die Land⸗ 
ſchaft ermaͤchtigt, das unabgehobene Kapital noch ſechs Wochen 
nach dem Schluſſe des Zinstermins, in welchem die Zahlung er⸗ 
folgen ſollte, zinslos an ſich zu behalten, daſſelbe aber ſodann durch 
Ankauf an der Boͤrſe nach dem Tageskourſe in 34 oder 33 pro⸗ 

zentige Pfandbriefe umzuſetzen und dieſelben mit dem etwaigen 
Ei baaren Ueberſchuſſe zu ihrem Depoſitum zu nehmen; i 

7) werden nach beendigtem Konvertirungsgeſchaͤfte Kuͤndigungen von 
Pfandbriefen nothwendig, ſo wird dabei ganz nach den dafuͤr bis⸗ 
her beſtandenen Vorſchriften Meiner Order vom 7. September 
1830. verfahren, und ſoll ein Pfandbrief nicht durch baares Geld 
abgeloͤſet, ſondern blos gegen einen andern Pfandbrief umgetauſcht 
werden, ſo wird derſelbe bei der Praͤſentation ſofort en 

(No. 2014.) - un 


5 m. 


und wenn er nicht praͤſentirt wird, eben fo, wie vorſtehend bei den 
zur Ruͤckzahlung gekuͤndigten Pfandbriefen vorgeſchrieben worden, 
aufgerufen und wenn er auch alsdann nicht zum Vorſchein kommt, 
hinſichtlich der Spezialhypothek praͤkludirt und geloͤſcht, der dafür 
auszureichende Pfandbrief aber auf Gefahr und Koſten des Inha⸗ 
8 5 vernichteten zum Depoſitum der Landſchaft genommen. 
ndli 8 b 
V. genehmige Ich auch die, von dem General⸗Landtage zur Ausfuͤhrung des 
Konvertirungsgeſchaͤfts auf ſeine dazu ausgewaͤhlten Abgeordneten: . 
den Schleſiſchen General ⸗Landſchaftsdirektor, Fuͤrſten v. Hatzfeldt 
auf Trachenberg, a in 
den Landesaͤlteſten, Grafen v. Magnis auf Ullersdorf, 
den i Landrath Freiherrn von Richthofen auf Bre⸗ 
elshof, 
den Landesaͤlteſten, Grafen v. Stoſch auf Manze, 
den Landesalteſten, Rittmeiſter v. Mutius auf Albrechtsdorf, 
ausgeſtellte Vollmacht vom Sten v. M. 

Ich beauftrage Sie, den Staatsminiſter v. Rochow, hiernach das 
Erforderliche an die Schleſiſche Landſchaft zu verfügen und dieſe Order durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 20. Mai 1839. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter Muͤhler und v. Rochow. 


Berichtigung mehrerer Druckfehler. 


„ Bei der im Ilten Stuͤcke der diesjährigen Geſetzſammlung abgedruckten 
Deklaration der Verordnung uͤber das Rechtsmittel der Reviſion und der Nich⸗ 
tigkeitsbeſchwerde vom 14. Dezember 1833. d. d. den 6. April 1839. und der 
Inſtruktion dazu d. d. den 7. April 1839. ſind folgende Druckfehler zu berichtigen: 

1) Seite 132., Artikel 17., Zeile 3. fehlt hinter: „Umſtaͤnden“ das Komma. 
2) Seite 139., Nr. 15. III., Zeile 5. iſt ſtatt: „Perhorreſſenz-Geſuch“ zu 
ſetzen: „Perhorreszenz⸗Geſuch“. ü 
3) Seite 141., Nr. 20., Zeile 3. ſtatt: „Prozeß⸗Vorſchrift“, „Prozeßſchrift.“ 
4) Seite 147., Nr. 35., Zeile 8. ftatt: „ ſelbſt“, „nicht“. 5 
5) Seite 148, Nr. 38., Zeile 8. ſtatt: „Beweistermin“, „Bietungstermin“. 
6) Seite 149, Nr. 42. a., Zeile 2. ftatt: „von“, „vor“. 


